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«Die
Lebensqualität
sinkt» –
«Die Schweizer
haben ein
Luxusproblem»
Die Ökonomen Mathias Binswanger
und Aymo Brunetti beurteilen den Nutzen
der Zuwanderung für die Schweiz unterschiedlich.
Auch bei der «Keine 10-Millionen-Schweiz»-Initiative
gehen ihre Ansichten auseinander, wie sie
im Gespräch mit Thomas Fuster und Matthias Benz
darlegen

Herr Brunetti, Herr Binswanger, haben
Sie das Gefühl, es geht den Schweizern
heute besser als vor zwanzig Jahren?
Aymo Brunetti: Definitiv ja. Der Wohl-
stand pro Kopf ist gewachsen. Das ist
auch im täglichen Leben angekommen.
Man sieht es an der Auswahl und Qua-
lität der Dinge, die sich Schweizerinnen
und Schweizer leisten können.
Mathias Binswanger:Wenn man es rein
materiell betrachtet, leben wir heute in
der Schweiz besser als die Menschen je-
mals irgendwo in der ganzenGeschichte.
Wir haben ein hohes Wachstum des
absoluten Bruttoinlandprodukts. Aber
der Wohlstand gemessen am Brutto-
inlandprodukt pro Kopf ist in den letz-
ten Jahren nicht mehr stark gestiegen.
Und die Lebenszufriedenheit der Men-
schen nimmt nicht mehr zu.

Die Menschen begründen ihre Unzu-
friedenheit oft mit einem Gefühl der
Enge. Finden Sie auch, es sei eng gewor-
den in der Schweiz?
Brunetti: Bestimmt nicht, wenn ich es
mit anderen Ländern oder Städten ver-
gleiche. Klar, in den Schweizer Städten
und Agglomerationen ist es enger ge-
worden. Aber es gibt auch Regionen in
der Schweiz, die sich entvölkern. Insge-
samt sehe ich keine übermässig starke
Verdichtung.
Binswanger: Es gibt Dichtestress an
neuralgischen Stellen,wo auch die meis-
tenMenschen zuwandern.Die Nachteile
der Zuwanderung werden immer grös-
ser. Die Staustunden haben stark zuge-
nommen.Die Menschen spüren es auch
an den steigenden Immobilienpreisen,
an der Verdichtung in den Städten und
an der Zersiedelung auf dem Land. Die
Lebensqualität sinkt.
Brunetti:Viele Menschen sind gerne in
verdichteten Regionen. In den Städten
ist es vor allem darum dicht, weil sie
attraktiv sind. Die Menschen mögen
die Vielfalt und die Dynamik. Städte
sind Innovations- und Wachstums-
motoren.
Binswanger: Der Vergleichsdienst
Comparis hat eine Umfrage gemacht,

«In den Führungsetagen grosser Unternehmen und an Universitäten ist der Ausländeranteil sehr hoch», sagt Mathias Binswanger (links). «Das ist jetzt sehr grob dargestellt. Gerade bei den Universitäten zeigt sich, dass
die Schweiz ihre Spitzenposition nur dank internationaler Ausrichtung behaupten kann», entgegnet Aymo Brunetti. ANNICK RAMP / NZZ

die zeigt, dass die Schweizer nicht in
verdichteten Quartieren und Gebäu-
den leben wollen. Die meisten wollen
immer noch eine Hüsli-Schweiz. Das
Problem ist, dass sich immer weniger
Menschen den Traum vom Eigenheim
leisten können, auch wegen der Zuwan-
derung. Und das in einem der reichs-
ten Länder der Welt.

Wir stimmen bald über die sogenannte
Nachhaltigkeitsinitiative ab. Entspricht
das Bevölkerungswachstum der vergan-
genen Jahre einer Nachhaltigkeit, welche
die Möglichkeiten künftiger Generatio-
nen nicht einschränkt?
Brunetti: Nachhaltigkeit ist ein eigen-
artiger Begriff in der Diskussion über
Zuwanderung.Aber grundsätzlich lau-
tet die Antwort Ja. Die Entwicklung
der letzten Jahre ist mit einem höhe-
ren Wohlstand und mit einer Verbes-
serung derMöglichkeiten einhergegan-
gen. Die künftigen Generationen pro-
fitieren davon, dass die Schweiz ein
innovativer und produktiver Wirt-
schaftsstandort ist.
Binswanger: Es ist eine Frage des
Niveaus. Eine Zunahme der Bevölke-
rung von 4 auf 5 Millionen ist nicht
dasselbe wie eine Zunahme von 10
auf 11 Millionen. Irgendwann wird es
eng. Nachhaltigkeit hat eine ökologi-
sche Komponente. Zudem haben wir
uns in der Schweiz darauf eingerichtet,
dass wir dank der Zuwanderung ge-
wisse Jobs nicht mehr machen müssen.
Ich meine nicht nur das Gastgewerbe
oder die Pflege und andere schlecht
bezahlte Berufe. Die Schweizer wollen
auch nicht mehr Ingenieure werden,
weil es ein mühsames Studium ist mit
wenig Sozialprestige.Wir verabschieden
uns von gewissen Tätigkeiten und ver-
lieren so mit der Zeit die Innovations-
fähigkeit. Diese ist für den Erfolg der
Schweiz zentral.

Wie nachhaltig ist die Zuwanderung mit
Blick auf die Sozialsysteme?
Binswanger: Kurzfristig profitieren die
Schweizer von den jungen Einwan-

derern, die die Renten mitfinanzie-
ren. Aber die Ausländer werden auch
irgendwann alt. Übers ganze Leben
gesehen ist ihr Beitragsverhältnis un-
günstiger als bei den Schweizern. Die-
ses Schneeballsystem lässt sich nur auf-
rechterhalten, wenn die Zuwanderung
immer weitergeht. Das Problem wird in
die Zukunft verschoben. Das ist nicht
nachhaltig.
Brunetti: Die Zuwanderung ist sehr
wichtig für die Finanzierung der Sozial-
werke. Wir haben bei der AHV ein
grosses Übergangsproblem. Wegen
der Babyboomer gehen in naher Zu-
kunft wesentlich mehr Menschen in
Pension, als neue in den Arbeitsmarkt
kommen, und wegen der tiefen Ge-
burtenraten wird das auch danach ab-
geschwächt weitergehen.Gerade in der
Übergangsphase wäre es eine schlechte
Idee, zahlungskräftige Zuwanderer da-
von abzuschrecken, in die Schweiz zu
kommen. Klar, eine sinnvolle Alterna-
tive wäre, das Rentenalter zu erhöhen.
Aber solange wir das nicht tun, ist die
Zuwanderung entscheidend, um die
AHV zu stabilisieren.

Die Wirtschaftsleistung der Schweiz ist
seit dem Jahr 2002 absolut um rund
55 Prozent gewachsen, dies unter ande-
rem auch wegen der starken Zuwande-
rung: Hat der einzelne Schweizer da-
von profitiert?
Binswanger: In absoluten Zahlen
stimmt das. Aber pro Kopf gerechnet
hat das Bruttoinlandprodukt nur um
24 Prozent zugenommen. Die Hälfte
war also ein Wachstum in die Breite
durch Zuwanderung, die andere Hälfte
war tatsächlicher Wohlstandszuwachs.
Wichtig ist: In den letzten Jahren
hat das Pro-Kopf-Wachstum tenden-
ziell abgenommen. Die Zunahme des
Wohlstandes wird immer geringer. Die
Frage lautet deshalb: Sind wir bereit,
für einen nur noch leicht wachsenden
Wohlstand Einbussen bei der Lebens-
qualität in Kauf zu nehmen in Form
von Dichtestress, steigenden Wohn-
kosten oder Verdichtung?
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Brunetti: Es wird häufig gesagt, wir
wüchsen kaum schneller als Deutsch-
land.Aber es ist entscheidend, von wel-
chem Niveau aus man startet. Wenn
man schon an der Spitze ist, wird es
schwieriger, zu wachsen. Die Pro-Kopf-
Einkommen in der Schweiz waren
schon 2002 viel höher als in allen ver-
gleichbaren europäischen Ländern,
auch kaufkraftbereinigt. Trotzdem hat
das Pro-Kopf-Einkommen seither deut-
lich zugenommen und wächst weiter.
Wir haben ein phantastisches Wachs-
tum angesichts der Ausgangslage. Und
es ist nicht gottgegeben: Es hätte auch
sein können, dass die Schweiz sich rück-
wärts entwickelt in Richtung europäi-
scher Durchschnitt.

Ist Wirtschaftswachstum überhaupt
noch wichtig für die Schweizerinnen
und Schweizer? Oder sind sie wachs-
tumsmüde geworden?
Brunetti: Die Schweizer haben ein
Luxusproblem. Wir haben uns daran
gewöhnt, dass wir reich sind. Viele sa-
gen deshalb, so schlimm wäre es ja
gar nicht, wenn wir nicht mehr wach-
sen würden. Aber in der Schweiz ken-
nen wir solche Situationen gar nicht
mehr. In einer schrumpfenden Wirt-
schaft muss man irgendjemandem
etwas wegnehmen, wenn man umver-
teilen will. Dann nehmen die Verteil-
kämpfe zu.DieMenschen werden zwar
nicht automatisch glücklicher,wenn das
Pro-Kopf-Einkommen steigt. Aber sie
werden mit Sicherheit unglücklicher,
wenn es sinkt.
Binswanger: Wirtschaftswachstum
ist nach wie vor wichtig, auch in der
Schweiz. Das habe ich auch in meinem
Buch «DerWachstumszwang» beschrie-
ben:HeutigeVolkswirtschaften funktio-
nieren nicht ohneWachstum,weil nur so
eine Mehrheit der Unternehmen dauer-
haft Gewinne erzielen kann. Aber das
heisst nicht, dass wir mit einer möglichst
hohen absoluten Rate wachsen müssen.
Entscheidend für denWohlstand ist das
Wachstum pro Kopf.

Machen wir ein Gedankenexperiment:
Ginge es den Schweizern heute bes-
ser, wenn es in den letzten fünfund-
zwanzig Jahren keine Zuwanderung
gegeben hätte?
Binswanger: Die Lage in der Schweiz
sähe ein wenig schlechter aus. Deshalb
setzt die Initiative «Keine 10-Millio-
nen-Schweiz» auch keine unmittelbare
Grenze. Ein gewisses Mass an Zuwan-
derung soll weiter möglich sein.
Brunetti: Ich finde, die Initiative setzt
mit 10 Millionen schon eine absolute
Grenze.
Binswanger: Es braucht diese Grenze
ab dem Jahr 2050, weil sonst nichts ge-
schieht in der Schweiz. Es braucht sie
als Druckmittel, damit die Politiker end-
lich etwas unternehmen gegen die über-
mässige Zuwanderung. Und damit sie
in internationalen Verhandlungen nicht
gleich einknicken.
Brunetti: Ich bin auch derMeinung, dass
die Schweiz ohne Zuwanderung deut-
lich ärmer, weniger vielfältig und weni-
ger innovativ wäre. Ich finde, wir sollten
die absolute Grenze von 10Millionen ab
2050 ernst nehmen; die steht dann in der
Verfassung. Wenn das Stimmvolk dem
zustimmt, haben wir ein echtes volks-
wirtschaftliches Problem.
Binswanger: Bis ins Jahr 2050 könnten
immer noch netto rund 40 000 Men-
schen pro Jahr in die Schweiz zuwan-
dern.Was man dann im Jahr 2050 macht,
muss man sehen.Man kann sicher keine
Erbsenzählerei betreiben.

Sie vertrauen darauf, dass die 10-Millio-
nen-Grenze nicht umgesetzt würde?
Binswanger: Dieser Deckel kann bei
Dringlichkeit in Zukunft angepasst wer-
den. Das Hauptthema ist für mich: Be-
trachten wir in einem demokratischen
Land wie der Schweiz die Zuwande-
rung als gottgegeben? Oder wollen wir
sie politisch steuern? So dass weiterhin
Leute in die Schweiz kommen, die wir
brauchen, es aber keine permanente
Masseneinwanderung gibt.
Brunetti:Welche sollen denn nicht kom-
men?
Binswanger: Ein Schweizer Unterneh-
men greift heute lieber auf den Pool
an jungen und gut ausgebildeten EU-
Bürgern zu, als einen über 50-jährigen
Schweizer anzustellen, der sich vom
Chef, der vielleicht jünger ist, nichts
mehr sagen lässt.

Brunetti: Das Argument würde zu-
treffen, wenn es eine Verdrängung der
Schweizer durch die Zuwanderer gäbe.
Aber das findet nicht statt, das ist un-
zähligeMale nachgewiesen worden.Die
Schweizer haben sehr hohe Erwerbs-
quoten in allen Altersgruppen.

Befürworter der Zuwanderung sagen,
sie habe die Schweizer Wirtschaft pro-
duktiver gemacht. Denn die Auslän-
der gehen vor allem in die marktnahen
Sektoren, während die Schweizer gerne
beim Staat arbeiten. Macht die Zuwan-
derung die Schweiz also fitter?
Binswanger: Ich stelle fest, dass bei
wichtigen Positionen zunehmend auf
Ausländer gesetzt wird. In den Füh-
rungsetagen grosser Unternehmen und
an Universitäten ist derAusländeranteil
sehr hoch. Diesen Leuten fehlt aber oft
jeder Bezug zur Schweiz. Auch unter
Volkswirtschaftsprofessoren beschäfti-
gen sich nur noch wenige mit Schweizer
Themen. Insgesamt trauen die Schwei-
zer ihren eigenen Leuten zu wenig zu,
und diese ziehen sich in den Staat zu-
rück. Ich nenne das Luxemburgisie-
rung – inAnlehnung an Luxemburg, wo
die Zuwanderung noch extremer ist und
die Einheimischen primär beim Staat
gut bezahlte Jobs haben, während die
restlichenAufgaben vonAusländern er-
ledigt werden. Eine ähnliche Tendenz
sehe ich auch in der Schweiz. Zuneh-
mend verwalten wir unserenWohlstand
und überlassen das Produzieren den
Ausländern.
Brunetti: Das ist jetzt sehr grob dar-
gestellt. Gerade bei den Universitäten
zeigt sich, dass die Schweiz ihre Spitzen-
position nur dank internationaler Aus-
richtung behaupten kann. Würden die
Hochschulen nur mit Schweizerinnen
und Schweizern besetzt, drohte die Pro-
vinzialität.

Die Zuwanderung bringt Gewinner und
Verlierer hervor.Wer hat gewonnen, wer
verloren?
Brunetti: Gewonnen hat dieWirtschaft.
Und weil die meisten Leute in derWirt-
schaft tätig sind, haben fast alle gewon-
nen – Arbeitnehmer und Arbeitgeber.
Dies auch deshalb, weil die Personen-
freizügigkeit nicht diskriminiert. Weil
keine staatliche Zuteilung nach Bran-
chen erfolgt, sondern der Arbeitsmarkt
über die Nachfrage gesteuert wird,
sind die Vorteile breit verteilt und be-
treffen viele Bereiche. Nachteile gibt
es vor allem in Agglomerationen, wo
Wohn- und Pendelkosten steigen. Diese
Effekte treffen Arbeitnehmer, die dort
leben, stärker. Gleichzeitig profitieren
auch diese Personen insgesamt als Teil
der arbeitenden Bevölkerung von den
wirtschaftlichen Vorteilen.

Ist es somit ein Vorteil, dass der Staat die
Zuwanderung nicht steuern kann, weil
dann auch niemand diskriminiert wer-
den kann?
Brunetti: Ja, denn was wäre die Alter-
native? Um die 10-Millionen-Schweiz-
Initiative umzusetzen, müsste man eine
effiziente marktwirtschaftliche Lösung
durch eine planwirtschaftliche Lösung
ersetzen. Denn wer über Kontingente
steuern will, braucht den Staat.
Binswanger: Es steht nirgendwo in die-
ser Initiative, dass wir zurück zum Kon-
tingentsystem müssten. Unterschied-
liche Länder haben unterschiedliche
Lösungen zur Steuerung der Zuwande-
rung. Da kann man schauen, was funk-
tioniert und was nicht. Es gibt praktisch
kein Land wie die Schweiz, das quasi un-
beschränkt Zuwanderung zulässt. Wir
sind international die Ausnahme.
Brunetti:Das stimmt nicht. 27 EU-Län-
der haben ebenfalls die Personenfrei-
zügigkeit.
Binswanger: Ja, untereinander und
innerhalb der EU.Aber die Schweiz ist
ja gerade kein Mitglied der EU. Und
noch einmal: Es braucht keine Kontin-
gente. Es gibt Länder mit Punktesyste-
men, etwa Kanada. Oder schauen Sie
nach Japan: Dort muss man die Spra-
che lernen, einen Eignungstest machen,
und nach fünf Jahren erhält man nicht
automatisch ein Daueraufenthaltsrecht.
Das hat nichts mit Planwirtschaft zu tun.
Japan ist ein gut funktionierendes Land.
Es findet einfach, dass Zuwanderung
nicht frei zugelassen, sondern gesteuert
werden soll.
Brunetti: Punktesysteme oder auch Zu-
wanderungsabgaben – das klingt gut.
Das Problem liegt aber in der poli-

tischen Umsetzung. In der Realität
würden sofort Forderungen laut, ein-
zelne Branchen zu bevorzugen, weil
bei diesen Alternativen die produkti-
ven und zahlungskräftigen Branchen
den Löwenanteil erhalten würden.Der
SVP-Präsident Marcel Dettling hat ja
bereits betont, dass die Landwirtschaft
und derTourismus auch nachAnnahme
der 10-Millionen-Initiative gleich viele
Leute erhalten würden. Es käme also
zu Ausnahmen, unterschiedlichen Tari-
fen und mehr Bürokratie. Am Ende
würden auch solche Systeme stark poli-
tisch gesteuert.

In der Schweiz wird laut über die Woh-
nungsnot geklagt, obwohl der Anteil
der Wohnkosten an den Einkommen
seit Jahrzehnten recht stabil bei etwa 15
Prozent liegt. Wie gross ist das Problem
wirklich?
Binswanger: Es ist ein grosses Problem.
Wir lösen es momentan durch eine
Zweiteilung des Wohnungsmarktes. In
Städten wie Zürich wird ein Teil der
Wohnungen dem Markt entzogen und
zu Genossenschaftswohnungen erklärt.
Dort wird über Wartelisten rationiert.
Und im anderen Teil wird über entspre-
chend höhere Preise rationiert. Gleich-
zeitig wird es für jüngere Menschen
immer schwieriger, sich Wohneigentum
zu leisten.
Brunetti: Das ist in New York und vie-
len anderen Städten auch so.
Binswanger: Ja, aber in der Schweiz
dehnt sich das Problem immer mehr aus,
aus den urbanen Ballungszentren hin-
aus in die übrigen Regionen. Da stellt
sich schon die Frage, ob etwas weni-
ger Wachstum und dafür tiefere Wohn-
kosten nicht sinnvoller wären. Wachs-
tum ist ja kein Selbstzweck, sondern
soll den Menschen ein besseres Leben
ermöglichen.
Brunetti: Die Idee, dass alle günstig
direkt in der Stadt Zürich oder Basel
wohnen können sollten, widerspricht
der wirtschaftlichen Logik und ist
auch ein Wohlstandsphänomen. Eine
gewisse Liberalisierung der Bautätig-
keit würde zudem wesentlich direkter
zu einer Entspannung auf dem Woh-
nungsmarkt beitragen als eine Decke-
lung der Zuwanderung.

Die Zuwanderung hat auch positive Sei-
ten. Sie hat zum Beispiel mehr Vielfalt
ins Land gebracht. Wird das von den
Schweizern zu wenig geschätzt?
Binswanger: Ich denke, die Schweizer
schätzen dieVielfalt durchaus.Das Land
ist bunter geworden. Wenn man einen
Ort sucht, wo die Menschen fröhlich
sind, muss meistens ein Ausländer da-
bei sein. Nur mit Schweizern ist es oft
ein bisschen trist. Aber wenn die Men-
schen finden, sie leben lieber in einer
Hüsli-Schweiz als in verdichteten Städ-
ten, ist das zu respektieren.

Gibt es aus rein ökonomischer Sicht
eine «optimale» Bevölkerungsgrösse für
die Schweiz? Wenn Sie eine Zahl fest-
legen könnten, wie hoch wäre sie?
Brunetti:Das kann und sollte man nicht
planen. In den 1970er Jahren wurden
einmal 6 Millionen als richtig angese-
hen. Heute reden wir über 10 Millio-
nen. Nicht die absolute Höhe ist für
die Menschen das Problem, sondern
wenn das Bevölkerungswachstum sehr
schnell passiert.
Binswanger: Ich finde, die 10 Millionen
sind nahe an der optimalen Bevölke-
rungsgrösse für die Schweiz. Dann hal-
ten sich die Vorteile und Nachteile die
Waage.Am Schluss geht es in der Öko-
nomie um die Lebenszufriedenheit der
Menschen:Wie und in welchen Umstän-
den fühlen sie sich wohl?

Wie werden Sie selbst am 14. Juni ab-
stimmen?
Brunetti: Ich werde Nein stimmen.
Wenn man die 10-Millionen-Grenze
durchsetzen will, ist das extrem ineffi-
zient und kostspielig für die Schweiz.
Die von der Nachfrage getriebene Zu-
wanderung der letzten fünfundzwanzig
Jahre hat wesentlich dazu beigetragen,
dass die Schweiz so wohlhabend ist und
so gut funktioniert.
Binswanger: Ich werde Ja stimmen, weil
ich glaube, dass die unbeschränkte Zu-
wanderung immer weniger Nutzen
bringt, aber der Lebensqualität zuneh-
mend abträglich ist. Wir werden besser
leben in der Schweiz, wenn wir die Zu-
wanderung steuern können.

Prominenter
Wirtschaftspolitiker
mbe. · Aymo Brunetti (63) ist Professor
fürVolkswirtschaftslehre an der Univer-
sität Bern. Er gehört zu den wichtigsten
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50-jährigen Schweizer
anzustellen.»
Mathias Binswanger


